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Vorwort 
 
Zum Inhalt der Studie 
 
Hohe Preissteigerungen bei Lebensmitteln sowie steigende Mieten und Nebenkosten 
belasten insbesondere Rentner mit geringen Renten. Es ist zu befürchten, dass die 
Anzahl der finanziell bedürftigen Rentner im Jahr 2026 und den darauffolgenden 
Jahren weiter steigen wird.  
 
Nur rund 1,4 Millionen Rentner bekommen einen Zuschlag auf ihre gesetzliche 
Rente, der im Schnitt lediglich rund 100 € im Monat ausmacht. Mit diesem 
Grundrentenzuschlag auf ihre geringe Rente können langjährige Geringverdiener die 
Altersarmut aber nicht verhindern. Meist gelingt dies nur durch die Kombination von 
gesetzlicher Rente, Grundrentenzuschlag und Grundsicherung im Alter. 
 
Im Gegensatz zur Grundsicherung im Alter müssen bedürftige Rentner aber keinen 
Antrag auf Grundrente bzw. Grundrentenzuschlag stellen. Aus dem Rentenbescheid 
der Deutschen Rentenversicherung geht hervor, ob dieser Grundrentenzuschlag 
gezahlt wird und wie hoch er ausfällt. 
 
Wenn die Summe aus gesetzlicher Rente und Grundrente aber nicht ausreicht, um 
die laufenden Lebenshaltungs- und Mietkosten zu decken, können die Betroffenen 
einen Antrag auf Grundsicherung im Alter beim für sie zuständigen Sozial- bzw. 
Grundsicherungsamt stellen. Dies gilt vor allem dann, wenn sie alleinstehend sind 
und außer der Rente kein weiteres Einkommen haben. 
 
 

Zum Auftraggeber der Studie 

 
Die VERS Versicherungsberater-Gesellschaft mbH (VERS Berater) in Oldenburg 
betreibt ausschließlich Versicherungsberatung und bietet auch die Vergleichs- und 
Informationssoftware „Versnavi“ an. Die Versnavi Software ist ein reiner 
Leistungsvergleich der Bedingungen diverser Versicherungsgesellschaften, welcher 
auf Grundlage von jeweils ca. 30 Bewertungskriterien erfolgt. Durch monatliche 
Updates sind Versicherungsvermittler immer auf dem neuesten Stand der 
Versicherungsbedingungen. Hans-Hermann Lüschen ist Geschäftsführer der VERS 
Versicherungsberater-Gesellschaft GmbH und von der IHK als Versicherungsberater 
zugelassen.  

 
Zum Verfasser der Studie 

 
Werner Siepe ist Finanzmathematiker und Fachbuchautor. Für die VERS Berater hat 
er mehrere Studien verfasst, zuletzt die Studie „Grundsicherung für bedürftige 
Rentner ab 2026“ am 10.07.2026. Die vorliegende Studie wurde wie alle 
vorhergehenden Studien nach bestem Wissen und Gewissen erstellt. Irgendeine 
Einflussnahme von Seiten des Auftraggebers oder einer anderen Stelle gab es nicht. 

 
Erkrath, 15.07.2026                                  Werner Siepe 
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1 Grundrente als Zuschlag zur gesetzlichen Rente 
 
1.1 Grundfragen und Antworten  

 
Das Grundrentengesetz trat zum 01.01.2021 in Kraft. Es soll langjährigen 
Niedrigverdienern einen Zuschlag auf ihre relativ geringe gesetzliche Rente 
ermöglichen. Rund 1,4 Millionen Neu- und Bestandsrentner sollen dann mehr Geld in 
der Tasche haben.  
 
Was ist unter Grundrente eigentlich zu verstehen? 
 
Die Grundrente ist ein Zuschlag auf die eigene Rente von langjährig versicherten 
Niedrigverdienern. Sie ist also keine eigene Rente, sondern nur ein Zuschlag auf 
eine gesetzliche Rente. Um Missverständnisse zu vermeiden, sollte man daher 
besser von Grundrentenzuschlag sprechen. 
 
Um diesen Grundrentenzuschlag zu bekommen, müssen drei Voraussetzungen 
erfüllt sein. Erstens müssen mindestens 33 Jahre an Pflichtbeitragszeiten plus 
Berücksichtigungszeiten für Kindererziehung vorliegen (Grundrentenzeiten). 
Zweitens muss in den Pflichtbeitragszeiten ein Niedrigverdienst vorliegen, der im 
Schnitt mindestens 30 und weniger als 80 Prozent des Durchschnittsentgelts aller 
Arbeitnehmer ausmacht. Und zum Dritten darf das zu versteuernde Einkommen des 
Rentners (vor Zuschlag für die Grundrente) in 2026 nicht über monatlich 1.492 € für 
Alleinstehende bzw. 2.327 € für Ehepaare liegen.  
 
Wie viel mehr bringt mir eigentlich die Grundrente? 
 
Sofern Sie alle drei Voraussetzungen für den Bezug der Grundrente erfüllen, kann 
der Zuschlag auf die bisherige Rente bis zu 521 € im Monat ausmachen. Dieser 
zurzeit höchstmögliche volle Grundrentenzuschlag setzt allerdings voraus, dass Sie 
mindestens 35 Jahre lang im Schnitt nur 40 % des Durchschnittseinkommens 
verdient haben und als alleinstehender Rentner nicht mehr als 1.492 € monatlich an 
Einkommen zur Verfügung haben (bei Paaren nicht mehr als 2.327 €).  
 
Bei Verdiensten in Höhe von 60 % des Durchschnittseinkommens über mindestens 
35 Jahre würde der Zuschlag 260 € und bei 70 % des Durchschnittseinkommens nur 
130 € im Monat betragen. Dies sind gerundete Bruttobeträge. Nach Abzug von rund 
13 % für die Beiträge zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung sinken die 
Grundrentenzuschläge auf netto 453 €, 226 € oder 113 € bei einem Verdienst in 
Höhe von 40 %, 60 % oder 70 % des durchschnittlichen Einkommens. 
 
Muss ich einen Antrag auf Grundrente bei der Deutschen Rentenversicherung 
stellen? 
 
Nein, es gibt keine Antragspflicht. Die Deutsche Rentenversicherung prüft anhand 
des vorliegenden Rentenbescheids sowie des Einkommensteuerbescheids aus dem 
vorvergangenen Kalenderjahr, ob Sie Anspruch auf eine Grundrente haben und wie 
hoch diese dann ausfällt.  
 
Wann habe ich denn überhaupt Anspruch auf die Grundrente? 
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Sie müssen langjährig in der gesetzlichen Rentenversicherung versichert sein 
(mindestens 33 Pflichtbeitragsjahre aus Beschäftigung, Kindererziehung oder 
häuslicher Pflege von Angehörigen plus zusätzliche Berücksichtigungszeiten wegen 
Kindererziehung). Außerdem müssen Sie zu den Niedrigverdienern (durchschnittlich 
zwischen 30 und 80 Prozent des Durchschnittsentgelts) zählen. Damit Sie die volle 
Grundrente bekommen, darf Ihr monatliches Nettoeinkommen außerdem nicht über 
1.492 € bei Alleinstehenden bzw. 2.327 € bei Paaren liegen. Nur wenn Sie alle drei 
Voraussetzungen erfüllen, steht Ihnen der Grundrentenzuschlag ungekürzt zu.  
 
Was passiert, wenn mein monatliches Nettoeinkommen über 1.492 € bzw. 2.327 € 
liegt? 
 
Einkommen über 1.492 € und bis zu 1.909 € wird bei Alleinstehenden zu 60 % auf 
den Grundrentenzuschlag angerechnet. Bei Paaren erfolgt die Anrechnung zu 60 % 
für Einkommen von über 2.327 € bis zu 2.744 €. Der Grundrentenzuschlag entfällt 
völlig, wenn das monatliche Einkommen über 1.909 € bei Alleinstehenden bzw. über 
2.744 € bei Paaren liegt.  
 
Wie wird mein monatliches Einkommen überhaupt ermittelt?  
 
Liegt der Deutschen Rentenversicherung infolge Datenaustausch mit Ihrem 
Finanzamt ein Einkommensteuerbescheid für das vorvergangene Jahr (also 
beispielsweise für 2024 bei der Grundrente in 2026) vor, wird das zu versteuernde 
Einkommen laut Einkommensteuerbescheid zunächst um den steuerfreien Anteil der 
gesetzlichen Rente erhöht und dann durch zwölf Monate geteilt. Sie müssen also 
grundsätzlich nicht von sich aus Einkommensnachweise vorlegen.  
 
Nur für Kapitalerträge wie Zinsen und Dividenden besteht eine Meldepflicht, sofern 
diese über dem Sparerpauschbetrag von 1.000 € bei Alleinstehenden bzw. 2.000 € 
bei Verheirateten liegen und nicht aus dem Einkommensteuerbescheid hervorgehen. 
Pauschal besteuerte Minijobs werden bei der Einkommensprüfung überhaupt nicht 
berücksichtigt. Das gleiche gilt für den steuerfreien Grundrentenzuschlag und die in 
2026 eingeführte steuerfreie Aktivrente.  
 
Wie wird die Höhe des Grundrentenzuschlags eigentlich berechnet? 
 
Die Berechnung ist recht kompliziert Die Höhe der Grundrente hängt von fünf 
Faktoren ab (Grundrentenbewertungszeit von höchstens 35 Jahren, durchschnittlich 
erzielte Entgeltpunkte in diesen Zeiten, aktueller Rentenwert West, pauschale 
Kürzung um 12,5 % und weitere Kürzung um den Beitrag zur gesetzlichen Kranken- 
und Pflegeversicherung). Berechnungsbeispiele finden Sie im 4. Kapitel dieser 
Studie. 
 
Kann ich außer der Grundrente auch noch Wohngeld beziehen? 
 
Grundsätzlich ja, allerdings nur auf Antrag bei der Wohngeldstelle. Die Höhe des 
Wohngelds hängt von der Anzahl der im Haushalt wohnenden Personen, dem 
monatlichen Gesamteinkommen und der Höhe der gezahlten Miete im Vergleich zur 
Mietobergrenze laut jeweiliger Mietenstufe des Ortes ab, in dem Sie wohnen.  Damit 
die Grundrente nicht in voller Höhe auf Ihr Einkommen angerechnet wird, gibt es 
einen Freibetrag von bis zu 281,50 € monatlich, der vom Einkommen abgezogen 
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wird. Dadurch soll verhindert werden, dass die Grundrente nicht zu weniger 
Wohngeld führt.  
 
Kann ich neben der Grundrente auch noch Grundsicherung im Alter beantragen? 
 
Ja, sofern Ihr monatliches Einkommen unter der Summe aus dem Regelbedarf von 
monatlich 563 € bei Alleinstehenden und der Bruttowarmmiete liegt. Falls Sie 
Grundsicherung beim Sozialamt bzw. dem Grundsicherungsamt beantragen und 
erhalten, entfällt allerdings der Anspruch auf Wohngeld.  
 
Sie können die Grundsicherung im Alter auch beantragen, wenn Sie keine 
Grundrente erhalten, aber 33 Jahre an Grundrentenzeiten durch eine Bescheinigung 
der Deutschen Rentenversicherung nachweisen können. Dann kommt zur Summe 
aus Regelbedarf und Bruttowarmmiete noch ein Freibetrag bis zu 281,50 € monatlich 
hinzu, was die Grundsicherung erhöht. Grundsicherung im Alter und Wohngeld 
schließen sich einander aus. Sie können nur entweder das eine (zum Beispiel 
Grundsicherung im Alter) oder das andere (zum Beispiel Wohngeld) beantragen.  
 

1.2 Anzahl und Struktur der Grundrentenbezieher  
 
Ende 2024 gab es nach einer Studie des DIW in Berlin 1,4 Mio. Rentner, die einen 
Grundrentenzuschlag von durchschnittlich 97 € im Monat bezogen. Die jährlichen 
Ausgaben für die Grundrente betrugen somit rund 1,6 Mio. €. 
 
1,07 Mio. und damit gut 76 % der Grundrentenbezieher waren Frauen, die einen 
monatlichen Grundrentenzuschlag von 97 € erhielten. Im Vergleich dazu erhielten 
nur 330.000 Männer einen Zuschlag auf ihre gesetzliche Rente.  
 
Die Gesamtzahl aller Rentner mit Grundrentenanspruch lag laut DIW sogar bei 2,75 
Mio. und somit noch 1,35 Mio. über den Rentnern, die tatsächlich den 
Grundrentenzuschlag bezogen. 1,35 Mio. Rentner hatten somit zwar einen Anspruch 
auf Grundrente, erhielten diesen Zuschlag nach Einkommensprüfung durch die 
Deutsche Rentenversicherung aber nicht ausgezahlt.  
 
Der Grundrentenzuschlag machte durchschnittlich 102 € brutto bei den Frauen, aber 
nur 82 € bei den Männern aus. Ohne Einkommensprüfung hätte er laut DIW-Studie 
bei 170 € gelegen. Bei den Grundrentenbeziehern lag der durchschnittliche 
Rentenzahlbetrag vor Berücksichtigung des Grundrentenzuschlags laut DIW bei rund 
990 €. Zusammen mit dem Grundrentenzuschlag von durchschnittlich 102 € bei den 
Frauen ergab sich somit eine Gesamtrente von 1.092 €.  
 
Wer als Grundrentenbezieher nur eine Gesamtrente inkl. Grundrentenzuschlag 
bezieht, die unter dem notwendigen Bedarf für Lebenshaltungs- und Mietkosten liegt, 
kann nach Erreichen der Regelaltersgrenze die Grundsicherung im Alter beantragen. 
Im vierten Quartal 2024 haben aber nur 31.515 Grundrentner einen solchen Antrag 
gestellt. Es ist davon auszugehen, dass eine relativ große Anzahl von Grundrentnern 
aus Unkenntnis oder Scham den Antrag auf Grundsicherung im Alter nicht gestellt 
hat. Immerhin hätten sie bei der Grundsicherung im Alter von einem Freibetrag in 
Höhe von 281,50 € bei einer gesetzlichen Rente ab 705 € profitiert.  
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22 % der Grundrentenbezieher im Alter von 63 bis 64 Jahren waren noch 
erwerbstätig, davon 15,3 % in einem Minijob und 6,7 % mit einem Gehalt über der 
Minijobgrenze von 538 € in 2024, siehe 
DIW Berlin: Grundrentenberechtigte häufiger erwerbstätig als andere Rentner*innen 
 
Wer als Rentner die Regelaltersgrenze erreicht hat, kann ab 2026 von der Aktivrente 
profitieren. Der bis zu einem monatlichen Bruttogehalt von 2.000 € steuerfreie 
Hinzuverdienst ist zwar finanziell attraktiv. Allerdings wird wohl nur ein sehr geringer 
Anteil von Grundrentenbeziehern auch noch nach Erreichen der Regelaltersgrenze, 
die beispielsweise für in 1960 geborene Rentner bei 66 Jahren und 4 Monaten liegt, 
erwerbstätig sein können oder wollen.   

 
2 Grundrentenzeiten und Freibeträge  
 
2.1 Grundrentenzeiten  
 
Langjährig Versicherte müssen eine Mindestversicherungszeit von 33 Jahren 
nachweisen (sog. Grundrentenzeit). Wer als Arbeitnehmer 33 Jahre lang 
sozialversicherungspflichtig beschäftigt war, hat diese Voraussetzung bereits erfüllt. 
Doch auch weitere Zeiten können als Grundrentenzeiten zählen.  

 
Grundrentenzeiten sind Pflichtbeitragszeiten für eine versicherte Beschäftigung, 
Kindererziehung und nicht erwerbsmäßige Pflege von Angehörigen. Auch Zeiten mit 
Bezug von Leistungen bei Kurzarbeit, Krankheit und Rehabilitation mit Kurzarbeiter-, 
Kranken- und Übergangsgeld sowie Zeiten der auf Antrag pflichtversicherten 
Selbstständigen zählen dazu. Schließlich werden auch Berücksichtigungszeiten 
wegen Kindererziehung und Pflege sowie Ersatzzeiten (zum Beispiel politische Haft 
in der ehemaligen DDR) als Grundrentenzeiten anerkannt, obwohl in diesen Jahren 
keine Beiträge gezahlt werden.   
 
Die Berücksichtigungszeit für Kindererziehung beträgt grundsätzlich zehn Jahre. Bei 
mehreren Kindern läuft die Berücksichtigungszeit von der Geburt des ersten Kindes 
bis zum zehnten Geburtstag des jüngsten Kindes.  
 
Was zu den Grundrentenzeiten zählt, entspricht weitgehend den für eine 
abschlagsfreie Rente ab 63 erforderlichen 45 Versicherungsjahren für besonders 
langjährig Versicherte. Im Gegensatz dazu werden aber Zeiten der Arbeitslosigkeit 
oder Zeiten mit freiwilligen Beiträgen bei den Grundrentenzeiten grundsätzlich nicht 
berücksichtigt. 
 
Die Mindestversicherungszeit von 33 Jahren gilt sowohl für künftige Grundrentner als 
auch für Bestandsrentner, die bereits in Rente sind. Die Pflichtbeitragszeiten sowie 
evtl. Berücksichtigungs- und Ersatzzeiten können dem Versicherungsverlauf laut 
aktueller Rentenauskunft oder bereits vorliegendem Rentenbescheid entnommen 
werden.  
 
Im Gegensatz zur Grundsicherung im Alter, die erst ab Erreichen der 
Regelaltersgrenze (zum Beispiel 66 Jahre für im Jahr 1958 geborene Versicherte) 
und nach eingehender Bedürftigkeitsprüfung bezogen werden kann, setzt die ab 
2021 mögliche Grundrente nicht das Erreichen der Regelaltersgrenze voraus. Sie ist 
daher auch möglich für Frührenten wie zum Beispiel die abschlagspflichtige Rente 
mit 63 Jahren nach 35 Versicherungsjahren und auch für Erwerbsminderungsrenten.  

https://www.diw.de/de/diw_01.c.981265.de/publikationen/wochenberichte/2025_41_1/grundrentenberechtigte_haeufiger_erwerbstaetig_als_andere_rentner_innen.html
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Frührentner mit vorgezogenen Altersrenten ab 63 werden die Grundrentenzeiten von 
33 Jahren in aller Regel erreichen. Es sei denn, dass sie viele Jahre nur freiwillige 
Beiträge gezahlt haben oder über längere Zeit arbeitslos waren. Zeiten mit 
freiwilligen Beiträgen und Zeiten der Arbeitslosigkeit zählen zwar bei der Wartezeit 
von 35 Jahren für die abschlagspflichtige Rente ab 63 mit, aber nicht bei der 
Mindestversicherungszeit von 33 Jahren für die Grundrente.  
 
Bei Erwerbsminderungsrentnern wird zur Berechnung der vollen oder halben 
Erwerbsminderungsrente zwar die Zurechnungszeit vom Beginn der 
Erwerbsminderung bis mindestens zum 63. Lebensjahr berücksichtigt. Diese 
Zurechnungszeit zählt aber ebenfalls nicht zur Mindestversicherungszeit von 33 
Jahren bei der Grundrente. Da die Erwerbsminderungsrente im Durchschnitt schon 
ab dem 52. Lebensjahr bezogen wird, fallen häufig weniger als 33 
Versicherungsjahre an.    
 
Wichtig: Im Gegensatz zur Grundsicherung im Alter beschränkt sich die Grundrente 
nur auf die Prüfung des Einkommens und lässt die Höhe des Vermögens völlig außer 
Betracht. Wer die Mindestversicherungszeit von 33 Jahren erfüllt hat, kann bei der 
Grundsicherung im Alter zwar zusätzlich einen Freibetrag bis zu monatlich 281,50 € 
in 2026 erhalten. Dieser Freibetrag bei der Grundsicherung kommt zum Regelbedarf 
von 563 € für Alleinstehende hinzu. Allerdings setzt die Grundsicherung eine 
Bedürftigkeitsprüfung voraus. 

 
2.2 Freibeträge bei Grundsicherung im Alter und Wohngeld 
 
Der zusätzliche Freibetrag von bis zu 281,50 € steht im Übrigen auch Rentnern zu, 
die keine Grundrente erhalten, aber auf mindestens 33 Jahre an Grundrentenzeiten 
kommen. Grundrentner und Rentner mit mindestens 33 Jahren an 
Grundrentenzeiten sollen keinen Nachteil erleiden, weil ihr Nettoeinkommen durch 
den Zuschlag auf die eigene Rente steigt und dadurch das Wohngeld sinkt. Daher 
wurde ein Freibetrag im Wohngeldgesetz und im Gesetz über die Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung eingeführt, der vom höheren Nettoeinkommen 
wieder abgezogen wird.  
 
Der vom höheren Nettoeinkommen abzuziehende Freibetrag setzt lediglich eine 
Mindestversicherungszeit von 33 Jahren voraus. Er wird also auch dann 
berücksichtigt, wenn keine Grundrente gezahlt wird. 
 
Der monatliche Freibetrag liegt bei monatlich 100 € zuzüglich 30 % des diesen 
Betrag übersteigenden Einkommens aus der gesetzlichen Rente, höchstens aber bei 
281,50 € (50 % von 563 € in der Regelbedarfsstufe 1 für die Jahre 2024 bis 2026).  
Dieser Einkommensfreibetrag beim Wohngeld und bei der Grundsicherung im Alter  
soll laut Begründung im Gesetzentwurf zur Grundrente in den meisten Fällen 
voraussichtlich über dem Grundrentenzuschlag liegen und in vielen Fällen wird er 
auch ohne Grundrentenzuschlag gewährt.  
 
Sofern keine Grundrente gezahlt wird, vermindert sich unmittelbar das monatliche 
Einkommen bei der Grundsicherung um den Freibetrag, der bis zu 281,50 € 
ausmachen kann. Das Wohngeld erhöht sich dadurch allerdings nicht im gleichen 
Maße.  
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Die Grundsicherung im Alter setzt im Gegensatz zur Grundrente das Erreichen der 
Regelaltersgrenze (zum Beispiel 65 Jahre und 9 Monate Jahre für in 1955 geborene 
Neurentner), einen schriftlichen Antrag und eine Bedürftigkeitsprüfung hinsichtlich 
Einkommen und Vermögen voraus. Ein Anspruch auf Wohngeld entfällt für Bezieher 
von Grundsicherung. 
 
Wer als Regelaltersrentner seinen Bedarf nicht durch seine gesetzliche Rente und 
andere Einkommen decken kann, scheut oft aus Scham den Gang zum Sozialamt 
und verzichtet auf einen Antrag. Dies ist aber zu kurz gedacht. Ein Rückgriff des 
Sozialamts auf das Einkommen der Kinder ist in aller Regel nicht zu befürchten, da 
dieser nur bei einem Jahresbruttoeinkommen des Kindes in Höhe von mindestens 
100.000 € erfolgt. Einen Antrag kann man auch über eine Beratungsstelle der 
Deutschen Rentenversicherung stellen, die den Antrag dann an das zuständige 
Grundsicherungs- bzw. Sozialamt weiterleitet. Außerdem helfen die Sachbearbeiter 
beim Ausfüllen des Antrags. Man sollte sich also nicht scheuen, Grundsicherung im 
Alter zu beantragen, auf die man einen Rechtsanspruch hat.  
 
Wer zur Grundsicherung im Alter zusätzlich noch einen Freibetrag von 281,50 € in 
2026 erhält, weil er eine Mindestversicherungszeit von 33 Jahren und eine 
gesetzliche Rente von mindestens 705 € brutto nachweisen kann, kann seine 
Grundsicherung steigern. Diese „Grundsicherung plus“ steht auch 
Grundsicherungsbeziehern zu, die gar keine Grundrente erhalten.  
 
Bereits in Punkt 1 des Koalitionsbeschlusses vom 10.11.2019 stand der folgende 
Satz: „Für Rentnerinnen und Rentner, die 35 Beitragsjahre geleistet haben und 
Grundsicherung im Alter beziehen, wird künftig ein Freibetrag für das Einkommen 
aus der gesetzlichen Rente in der Grundsicherung in Höhe von 100 Euro zuzüglich 
30 Prozent der darüber hinaus gehenden Ansprüche aus der gesetzlichen Rente bis 
maximal 50 Prozent  der Regelbedarfsstufe 1 (analog und zusätzlich zur 
bestehenden Regelung für Einkommen aus betrieblicher und privater Vorsorge: 
aktuell 216 Euro) eingeführt“. 
 
Im Faktenpapier Grundrente des Bundessozialministeriums vom 11.11.2019 wird 
dazu auf der letzten Seite ergänzt: „Damit stellen wir in allen Fällen für langjährig 
Versicherte sicher, dass das Alterseinkommen oberhalb der Grundsicherung liegt. 
Schließlich muss es einen Unterschied machen, ob man sein Leben lang gearbeitet 
und vorgesorgt hat oder nicht – auch im Geldbeutel. Der Freibetrag soll abhängig 
von der individuellen Rente berechnet werden und maximal 212 Euro (50 Prozent 
der Regelbedarfsstufe 1) betragen“. 
 
Anfang 2020 wurde die Mindestanzahl von Versicherungsjahren auf 33 gesenkt. 
Damit steht fest: Wer 33 Beitragsjahre geleistet hat und Grundsicherung im Alter 
bezieht, kann in 2026 ein Plus von bis zu 281,50 € i(= 50 % des Regelsatzes von 563 
€ im Jahr 2026) zur Grundsicherung erhalten.  
 
Selbstverständlich steht die um bis zu 281,50 € höhere Grundsicherung auch den 
Grundsicherungsbeziehern zu, die beispielsweise aufgrund von durchschnittlichen 
Entgeltpunkten ab 0,8 pro Jahr keinen Anspruch auf Grundrente haben, aber die 
Mindestversicherungszeit von 33 Jahren in der gesetzlichen Rentenversicherung 
nachweisen können. 
 
Der Freibetrag für die gesetzliche Rente aus Pflichtbeiträgen kann somit 
Grundsicherungsbeziehern, die neben der eigenen gesetzlichen Rente keine 
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weiteren Alterseinkünfte beziehen und keinen Zusatzjob ausüben, ein finanzielles 
Plus zu ihrer Grundsicherung bescheren. 
 
Fast die Hälfte der Grundsicherungsempfänger hat keine gesetzliche Rente. Sie 
bleibt also vom Grundrentenfreibetrag ausgeschlossen und wird weiter nur die 
Grundsicherung pur beziehen. Dieser Ausschluss gilt aber nicht für die rund 15 %  
der Grundsicherungsempfänger, die eine Hinterbliebenenrente (zum Beispiel 
Witwenrente) beziehen. Sofern der verstorbene Ehepartner laut seinem 
Rentenbescheid auf eine Mindestversicherungszeit von 33 Jahren kam, steht auch 
dem hinterbliebenen Ehepartner der Freibetrag zu. Die Witwe tritt hinsichtlich des 
Grundrentenfreibetrags quasi in die Fußstapfen ihres verstorbenen Ehemanns. 
Sofern die Witwenrente mindestens 705 € brutto ausmacht und der verstorbene 
Ehemann die Mindestversicherungszeit von 33 Jahren erfüllt hatte, wird sogar der 
höchstmögliche Freibetrag von 281,50 € bei der Grundsicherung berücksichtigt.  
 
Schätzungsweise ein Viertel der Grundsicherungsempfänger kommt bei ihrer 
eigenen gesetzlichen Rente auf mindestens 33 Jahre an Grundrentenzeiten und 
hätte somit Anspruch auf die Grundsicherung plus. Ebenfalls ein Viertel hat zwar 
eine eigene Versichertenrente aus Pflichtbeiträgen, bleibt aber unter 33 
Versicherungsjahren. Hätte man auch diese Gruppe in den Freibetrag mit 
einbezogen, könnten mindestens 50 % der Grundsicherungsbezieher vom 
Grundrentenfreibetrag profitieren. 
 

3 Grundrentenbewertungszeiten und zusätzliche Entgeltpunkte 
 
3.1 Grundrentenbewertungszeiten 
 
Die zweite Voraussetzung für eine Grundrente bezieht sich auf die in den 
Beitragsjahren erzielten Entgelt- bzw. Rentenpunkte. Diese müssen mindestens 0,3 
in jedem Jahr bzw. 0,025 in jedem Monat betragen. Minijobs mit Entgeltpunkten 
deutlich unter 0,3 im Jahr zählen daher nicht dazu.  

 
Nur langjährige Niedrigverdiener erhalten mit der Grundrente einen Zuschlag auf ihre 
erreichte Rente. Deren Beitragsleistung muss im Durchschnitt aller 
Pflichtbeitragsjahre (Grundrentenbewertungszeit) bei mindestens 30 % des 
Durchschnittseinkommens liegen. Die durchschnittlichen Entgeltpunkte machen 
somit zwischen 0,3 und weniger als 0,8 im Jahr aus. Dies ist nach Erfüllung der 
Mindestversicherungszeit von 33 Jahren die zweite Voraussetzung für den Bezug 
der Grundrente. 
 
Die Entgeltpunkte gehen aus der ausführlichen Rentenauskunft hervor, die den 
Versicherten ab einem Alter von 55 Jahren alle drei Jahre zugesandt wird, oder aus 
dem bereits erhaltenen Rentenbescheid. Bei den in Rentenauskunft oder -bescheid 
enthaltenen „Entgeltpunkten für Beitragszeiten“ sind die Entgeltpunkte für 
Pflichtbeitragszeiten mit weniger als 0,3 Entgeltpunkten pro Jahr bzw. 0,025 pro 
Monat sowie evtl. Zeiten mit freiwilligen Beiträgen auszusondern. 
 
Um die durchschnittlichen Entgeltpunkte pro Jahr bzw. pro Monat zu ermitteln, ist die 
Summe aller Entgeltpunkte aus den Grundbewertungszeiten durch die Anzahl der 
Jahre bzw. Monate zu dividieren.   
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Zusätzliche Entgeltpunkte für beitragsgeminderte oder beitragsfreie Zeiten sowie vor 
1992 zurückgelegte Pflichtbeitragszeiten mit geringem Arbeitsentgelt sind bei der 
Berechnung der durchschnittlichen Entgeltpunkte zu berücksichtigen. 
Keine Berücksichtigung erfahren hingegen zusätzliche Entgeltpunkte aus 
Versorgungsausgleich, Rentensplittung, Sonderzahlungen zum Ausgleich von 
Rentenabschlägen oder Pflichtbeiträgen nach Bezug einer vorgezogenen 
Altersrente.  
 

3.2 Ermittlung von zusätzlichen Entgeltpunkten 
 
Wenn die beiden rentenrechtlichen Voraussetzungen – Mindestversicherungszeit 33 
Jahre und Pflichtbeitragsjahre mit einem durchschnittlichen Entgeltpunkt zwischen 
0,3 und weniger als 0,8 pro Jahr – erfüllt sind, wird die erreichte Rente durch einen 
Zuschlag an Entgeltpunkten aufgestockt. In § 76g SGB VI wird die Berechnung für 
diesen „Zuschlag an Entgeltpunkten für langjährige Versicherung“ ausdrücklich 
geregelt. 
 
Die Grundrente im engeren Sinne ist somit ein Aufstockungsbetrag bzw. Zuschlag 
zur gesetzlichen Rente. Er macht 87,5 % der erreichten Rente aus, die im 
Durchschnitt von 35 Pflichtbeitragsjahren erreicht wird. Sofern exakt 33 
Pflichtbeitragsjahre anfallen, reduziert sich der Zuschlag. Bei 33 Pflichtbeitragsjahren 
und 0,3 Entgeltpunkten im Durchschnitt wird beispielsweise nur ein Zuschlag von 0,1 
Entgeltpunkten berechnet bis zu einem Höchstwert von 0,4 Entgeltpunkten pro Jahr. 
De facto wird der für 35 Pflichtbeitragsjahre geltende Zuschlag an Entgeltpunkten 
halbiert.  
 
Liegen mehr als 33 und weniger als 35 Pflichtbeitragsjahre vor, wird der Zuschlag 
gestaffelt angehoben bis auf den Höchstwert von 0,8 Entgeltpunkten bei 35 
Pflichtbeitragsjahren. Bei 34 Pflichtbeitragsjahren läge der Höchstwert beispielsweise 
bei 0,6 Entgeltpunkten pro Jahr, was ein Viertel weniger zum Höchstwert von 0,8 
Entgeltpunkten bei mindestens 35 Pflichtbeitragsjahren ausmacht. Die Zuschläge an 
Entgeltpunkten bei 33 bis weniger als 35 Pflichtbeitragsjahren werden also deutlich 
vermindert.  
 
Der Zuschlag auf die eigene Rente erfolgt grundsätzlich für höchstens 35 
Pflichtbeitragsjahre. Dabei werden nur Grundrentenbewertungszeiten berücksichtigt, 
in denen mindestens 0,3 Entgeltpunkte im Durchschnitt erreicht werden.  
 
Der für durchschnittlich 0,4 Entgeltpunkte in 35 Beitragsjahren errechnete Zuschlag 
brutto von 520,87 € liegt 12,5 Prozent bzw. ein Achtel unter der bereits erreichten 
Rente von 595,28 €.  Diese Kürzung des Zuschlags um ein Achtel erfolgt zur 
Stärkung des Äquivalenzprinzips, wie es im Koalitionsbeschluss vom 10.11.2019 
heißt.  
 
Der Abzug von 12,5 % erfolgt also, um zumindest einen kleinen Abstand zwischen 
Grundrentenzuschlag und einer ohne Zuschlag erreichten Rente von 1.190,36 € bei 
35 Beitragsjahren mit durchschnittlich 0,8 Entgeltpunkten zu wahren (sog. 
Abstandsgebot). Dieser finanzielle Abstand macht gerade einmal 74,41 € aus. Das 
Äquivalenzprinzip in der gesetzlichen Rentenversicherung (je höher bzw. niedriger 
der Beitrag, desto höher bzw. niedriger die gesetzliche Rente) gilt also nicht für 
Rentner mit Grundrentenzuschlag. 
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4 Beispiele zur Berechnung des Grundrentenzuschlags 
 
4.1 Niedrigverdiener mit langjähriger Versicherung 
 
Eine langjährige Versicherung liegt bei mindestens 35 und weniger als 45 
Pflichtbeitragsjahren vor. Im theoretischen Grenzfall (35 Jahre mit einem 
Niedrigverdienst von 40 % des Durchschnittseinkommens aller gesetzlich 
rentenversicherten Arbeitnehmer) steigt der Grundrentenzuschlag ab 01.07.2026 auf 
einen Höchstbetrag von 520,87 € brutto.  
 
Nur Niedrigverdienste von 30 bis unter 80 % des Durchschnittsentgelts in der 
gesetzlichen Rentenversicherung sind für die Berechnung der Zuschläge auf die 
gesetzliche Rente relevant. Daher fallen Löhne für Minijobs bei der 
Zuschlagsberechnung regelmäßig unter den Tisch.  
 
Die erreichten Entgeltpunkte werden durch den Grundrentenzuschlag bis auf 
maximal 0,8 Entgeltpunkte pro Jahr angehoben. In der folgenden Tabelle wird die 
Höhe der Grundrentenzuschläge brutto in Abhängigkeit von den durchschnittlichen 
Entgeltpunkten angegeben.  
 
Tabelle 1: Höhe des Zuschlags in Abhängigkeit von Entgeltpunkten 
 

durchschnittliche Entgeltpunkte pro Jahr  Höhe des Zuschlags brutto in Euro 

0,3 390,65 € 

0,35 455,76 € 

0,4 520,87 € 

0,45 455,76 € 

0,5 390,65 € 

0,55 325,54 € 

0,6 260,44 € 

0,65 195,33 € 

0,7 130,22 € 

0,75   65,11 € 

 
Fazit: Der Zuschlag auf die eigene Rente liegt mit 520,87 € brutto somit am höchsten 
bei Entgeltpunkten von durchschnittlich 0,4 pro Jahr. Er sinkt, je höher die 
durchschnittlichen Entgeltpunkte für Geringverdiener ausfallen. Bei durchschnittlich 
0,5 Entgeltpunkten ist er genau so hoch wie bei durchschnittlich 0,3 Entgeltpunkten.  
 
Bei 0,79 Entgeltpunkten im Durchschnitt und 35 Pflichtbeitragsjahren würde er nur 
13,02 € betragen und ab durchschnittlich 0,8 Entgeltpunkten pro Jahr entfällt der 
Zuschlag völlig. Da der durchschnittliche Grundrentenzuschlag laut DIW-Studie im 
Jahr 2024 nur bei 170 € lag, dürften die von den Grundrentnern erreichten 
Entgeltpunkte zwischen 0,65 und 0,7 liegen. Hohe Zuschläge von rund 390 € bis 520 
€ sind nur bei erreichten Entgeltpunkten zwischen 0,4 und 0,5 zu erwarten.  
 
Die Gesamtrente ist die Summe aus erreichter Rente und Grundrentenzuschlag. Um 
Missverständnisse zu vermeiden, sollte man diese Gesamtrente nicht als Grundrente 
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bezeichnen. Der Grundrentenzuschlag setzt nämlich immer eine bereits erreichte 
eigene Rente voraus.   
 
Bei 35 Pflichtbeitragsjahren errechnen sich dann für Rentner folgende Gesamtrenten 
brutto und netto nach Abzug von Beiträgen zur gesetzlichen Kranken- und 
Pflegeversicherung. 
 
Tabelle 2: Höhe der Gesamtrente bei 35 Beitragsjahren 
 

Entgeltpunkte pro Jahr*  Gesamtrente brutto**  Gesamtrente netto*** 

0,3    837,11 €   728,70 € 

0,35    976,63 €   850,16 € 

0,4 1.116,15 €   971,61 € 

0,45 1.125,45 €   979,70 € 

0,5 1.134,75 €   987,80 € 

0,55 1.144,05 €   995,90 € 

0,6 1.153,36 € 1.004,00 € 

0,65 1.162,66 € 1.012,10 € 

0,7 1.171,96 € 1.020,19 € 

0,75 1.181,26 € 1.028,29 € 

 
*) im Durchschnitt von 35 Beitragsjahren erreichte Entgeltpunkte (mindestens 0,3 und weniger als 0,8) 
**) Gesamtrente brutto = erreichte Rente brutto (= 35 Jahre x durchschnittlich erreichte Entgeltpunkte 
x 42,52 € aktueller Rentenwert ab 01.07.2026) plus Zuschlag brutto (siehe Tabelle 1) 
***) Rentenzahlbetrag = Gesamtrente brutto minus Beitrag zur gesetzlichen Kranken- und 
Pflegeversicherung von 12,95 % (aktuell: 8,75 % Krankenversicherung + 4,20 % Pflegeversicherung 
bei kinderlosen Rentnern)  

 
Zusammen mit der gesetzlichen Rente von nur 595,28 € brutto für 35 Jahre 
Niedrigverdienst errechnet sich beispielsweise bei durchschnittlich 0,4 
Entgeltpunkten eine Gesamtrente von 1.116,15 € brutto, die bei einem 
alleinstehenden Rentner nach Abzug der Beiträge zur gesetzlichen Kranken- und 
Pflegeversicherung auf 971,61 € und somit unter 1.000 € fällt.  
 
Und auch bei durchschnittlich 0,75 Entgeltpunkten ist nur eine Gesamtrente von 
netto 1.028,29 € möglich. Damit können diese Rentner, sofern sie keine weiteren 
Einkommen haben, ihre Lebenshaltungs- und Mietkosten aus eigenen Geldmitteln 
wohl kaum bestreiten. Sie wären somit auf die Grundsicherung im Alter angewiesen.  
Dies gilt übrigens auch für Rentner mit 0,8 Entgeltpunkten und ohne Grundrente, die 
auch nur auf eine Gesamtrente von 1.036,38 € netto kommen.  
 
Fazit: Der Zahlbetrag der Gesamtrente netto einschließlich Zuschlag wird im Jahr 
2026 bei 35 Beitragsjahren und durchschnittlich 0,4 bis 0,75 Entgeltpunkten pro Jahr 
in einer engen Spanne zwischen 972 €und 1.028 € liegen und damit sogar noch 
unter der Grundsicherung im Alter in Höhe von aktuell 1.162 € im Durchschnitt.    
 
Dieses auf den ersten Blick überraschende Ergebnis ist auf die weitgehende 
Angleichung der Gesamtrenten brutto durch den Grundrentenzuschlag und den 
Beiträgen zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung zu tun. Die Grundrente 
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bzw. der Grundrentenzuschlag ist wie die eigentliche Rente beitragspflichtig. Das 
heißt, von der erreichten Rente brutto und dem Zuschlag auf diese Bruttorente ist 
noch der Beitrag zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung abzuziehen, der 
von der Deutschen Rentenversicherung bei der Zahlung der gesetzlichen Rente 
direkt einbehalten wird.  
 
Es kommt also unterm Strich auf den Zahlbetrag der gesetzlichen Rente an und nicht 
auf die Bruttorente. Der Grundrentenzuschlag als eine Rentenleistung gemäß SGB 
VI (gesetzliche Rentenversicherung) darf nicht mit der beitragsfreien Grundsicherung 
im Alter gemäß SGB XII (Sozialhilfe) verwechselt werden. Die Grundsicherung ist im 
Unterschied zur Grundrente keine Rente, sondern eine Sozialhilfe bzw. 
Sozialleistung. 
 
Daher ist nur ein Vergleich von Zahlbetrag der Gesamtrente einschließlich 
beitragspflichtigem Grundrentenzuschlag mit dem Zahlbetrag der beitragsfreien 
Grundsicherung im Alter zielführend und sinnvoll. Leider wird auf diesen Vergleich in 
vielen Berechnungen verzichtet, da die Beiträge zur gesetzlichen Kranken- und 
Pflegeversicherung nicht vom Grundrentenzuschlag brutto abgezogen werden. Das 
führt dann zu irreführenden Ergebnissen. 
 
Tatsächlich wird der Zahlbetrag der Gesamtrente einschließlich 
Grundrentenzuschlag bei abschlagspflichtigen Frührenten noch niedriger liegen. Die 
Grundrente setzt im Unterschied zur Grundsicherung im Alter nicht das Erreichen der 
Regelaltersgrenze voraus. Wer also als langjährig Versicherter mit 63 Jahren 
vorzeitig in Rente geht, muss mit einem Rentenabschlag rechnen. 
 
Fazit: In allen denkbaren Fällen von langjährigen Niedrigverdienern mit 35 
Beitragsjahren wird der Zahlbetrag der Gesamtrente unter der Grundsicherung im 
Alter liegen. Davon, dass die Grundrente laut damaligem Koalitionsvertrag rund 10 % 
über der Grundsicherung im Alter liegen soll, kann nur bei deutlich mehr als 35 
Beitragsjahren die Rede sein. 
 
Bei langjährig Versicherten mit 40 Pflichtbeitragsjahren erhöhen sich die 
Gesamtrenten netto immerhin um bis zu 140 € bei 0,75 Entgeltpunkten und somit auf 
1.168,40 €. Dies entspricht dann in etwa dem absoluten Existenzminimum.  
 
 

4.2 Niedrigverdiener mit besonders langjähriger Versicherung 
 
Nur besonders langjährig Versicherte mit 45 Beitragsjahren und Entgeltpunkten 
zwischen 0,4 und 0.75 mi können davon ausgehen, dass sie nach Erreichen der 
Regelaltersgrenze nicht auf die Grundsicherung im Alter angewiesen sind. Ihre 
Netto-Gesamtrenten liegen dann laut Tabelle 3 zwischen 1.120 € und 1.306 €, wenn 
man in den letzten 10 Beitragsjahren von gleich hohen Entgeltpunkten ausgeht wie in 
den 35 Jahren davor.  
 
Grundrentenzuschläge gibt es für diese über 35 Beitragsjahre hinausgehenden Jahre 
nicht mehr, da der Zuschlag grundsätzlich bei 35 Jahren gedeckelt ist. Daher ist die 
zahlenmäßige Spanne von 186 € bei Entgeltpunkten zwischen 0,4 und 0,75 über 45 
Beitragsjahre auch größer im Vergleich zu den nur 56 € bei nur 35 Beitragsjahren.  
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Tabelle 3: Höhe der Gesamtrente bei 45 Jahren 
 

Entgeltpunkte pro Jahr*  Gesamtrente brutto**  Gesamtrente netto*** 

0,3    985,93 €    858,25 € 

0,35 1.115,45 €      971,00 € 

0,4 1.286,23 € 1.119,66 € 

0,45 1.316,79 € 1.146,27 € 

0,5 1.347,35 € 1.172,87 € 

0,55 1.377,91 € 1.199,47 € 

0,6 1.408,48 € 1.226,08 € 

0,65 1.439,04 € 1.252,68 € 

0,7 1.469,60 € 1.279,29 € 

0,75 1.500,16 € 1.305,89 € 

 
Im Bestfall können Grundrentner mit insgesamt 45 Beitragsjahren eine Netto-
Gesamtrente von 1.305,89 € erwarten. Zum Vergleich: Ein besonders langjährig 
Versicherter käme bei 0,8 Entgeltpunkten nach 45 Beitragsjahren ohne 
Grundrentenzuschlag auch nur auf eine gesetzliche Rente von brutto 1.530,72 € und 
1.332,49 € nach Abzug der Beiträge zur gesetzlichen Kranken- und 
Pflegeversicherung. Netto nach Steuern blieben ihm 1.325,66 €, da noch eine 
geringe Steuerbelastung von 6,83 € pro Monat zu berücksichtigen ist.  
 
Steuerfrei bleiben bei alleinstehenden, kinderlosen Rentnern in 2026 gesetzliche 
Renten bis zu einer Höhe von monatlich 1.464 €. Da der Grundrentenzuschlag 
steuerfrei ist, werden die Gesamtrenten inkl. Zuschlag auch immer steuerfrei bleiben.  

 
5 Anrechnung von Einkommen 
 
5.1 Einkommensprüfung durch die DRV 
 
Nicht jeder, der die beiden rentenrechtlichen Voraussetzungen 
(Mindestversicherungszeit 33 Jahre und durchschnittliche Entgeltpunkte zwischen 
0,3 und weniger als 0,8 Entgeltpunkte im Jahr) erfüllt, erhält auch die Grundrente.  
Nur wer als Rentner ein geringes monatliches Einkommen hat, kann mit der 
Grundrente rechnen. Da die Einkommensprüfung automatisch anhand des 
vorliegenden Einkommensteuerbescheids erfolgt, muss der potenzielle Grundrentner 
selbst keine Einkommensnachweise erbringen.  
 
Das monatliche Nettoeinkommen des Rentners darf 1.492 € bei Alleinstehenden 
bzw. 2.327 € bei Paaren nicht überschreiten, um eine ungekürzte Grundrente zu 
erhalten. Das heißt im Klartext: Wenn dieses Einkommen nicht überschritten wird, 
gibt es also den vollen Grundrentenzuschlag. 
 
Zum Alterseinkommen zählen außer der gesetzlichen Rente auch Betriebs- und 
Privatrenten sowie evtl. Einkünfte aus Kapitalvermögen und Vermietungstätigkeit. 
Vom Bruttoeinkommen werden die Beiträge zur gesetzlichen Kranken- und 
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Pflegeversicherung und evtl. Steuern abgezogen, um das Nettoeinkommen zu 
errechnen.  
 
Die Einkommensprüfung erfolgt durch die Deutsche Rentenversicherung anhand des 
Einkommensteuerbescheids aus dem vorvergangenen Kalenderjahr (zum Beispiel 
aus 2024 für die Grundrente in 2026). Der elektronische Einkommensabgleich erfolgt 
automatisiert durch einen Datenaustausch zwischen den Finanzämtern und der 
Deutschen Rentenversicherung.  
 
Dem zu versteuernden Einkommen laut Einkommensteuerbescheid werden der 
steuerfreie Anteil der gesetzlichen Rente hinzugerechnet sowie alle versteuerten 
Einkünfte aus Kapitalvermögen (Zinsen bzw. Dividenden), soweit diese bereits im 
versteuerten Einkommen enthalten sind. Einkünfte aus Kapitalvermögen, die nicht 
schon im zu versteuernden Einkommen enthalten sind, werden nach Abzug des 
Sparerfreibetrags von 1.000 € zum versteuerten Einkommen hinzugerechnet. 
Anschließend wird das auf diese Weise berechnete Jahreseinkommen durch zwölf 
Monate geteilt. 
 
Liegt der Deutschen Rentenversicherung kein Einkommensteuerbescheid vor, wird 
zugunsten der potenziellen Grundrentner angenommen, dass ihr monatliches 
Einkommen vor Berücksichtigung der Grundrente nicht über 1.492 € bei 
Alleinstehenden bzw. 2.327 € bei Paaren hinausgeht. 
 
In mehr als 60 % der Fälle wird tatsächlich kein Einkommensteuerbescheid 
vorliegen, da erfahrungsgemäß weniger als 40 % der Rentner überhaupt eine 
Einkommensteuererklärung abgeben. Dies hat mit Steuerhinterziehung nichts zu tun. 
Wer als Rentner steuerpflichtige Einkünfte hat, die unter dem steuerlichen 
Grundfreibetrag liegen, muss halt keine Einkommensteuererklärung abgeben.  
 
Eine Pflicht zur Abgabe einer Einkommensteuererklärung besteht für Rentner nur, 
wenn das zu versteuernde Einkommen beispielsweise in 2026 über dem steuerlichen 
Grundfreibetrag von 12.326 € für Alleinstehende nach der Grundtabelle oder von 
24.652 € für zusammen veranlagte Verheiratete nach der Splittingtabelle liegt.  
 
Da Sonderausgaben wie außergewöhnliche Belastungen, Spenden und gezahlte 
Kirchensteuer vom sog. Gesamtbetrag der Einkünfte abgezogen werden, kann das 
zu versteuernde Einkommen laut Einkommensteuerbescheid durchaus unter dem 
steuerlichen Grundfreibetrag liegen.  
 
Unter dem monatlichen Einkommen der Grundrentner ist die Summe aller 
monatlichen Alterseinkommen (gesetzliche Rente, betriebliche und private Renten, 
Kapitaleinkünfte über dem Sparerpauschbetrag, Vermietungseinkünfte und 
Arbeitseinkünfte außer Minijobs) abzüglich der monatlichen Beiträge zur Kranken- 
und Pflegeversicherung zu verstehen. Die Höhe des Altersvermögens (Geld- und 
Immobilienvermögen) spielt keine Rolle, da bei der Grundrente nur eine 
Einkommensprüfung stattfindet. 
 
 

5.2 Kürzung oder Wegfall der Grundrente 
 
Wer ein monatliches Alterseinkommen von mehr als 1.492 € bzw. 2.327 €, aber 
weniger als 1.909 bzw. 2.744 € hat, erhält einen gekürzten Grundrentenzuschlag. 
Dazu werden 60 % des Mehreinkommens auf den Zuschlag angerechnet. Bei einem 
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monatlichen Einkommen von beispielsweise 1.700 € bei einem alleinstehenden 
Rentner verringert sich der Zuschlag somit um 124,80 € (= 60 % des 
Mehreinkommens von 208 €).  

 
Bei einem monatlichen Einkommen von über 1.909 € für Alleinstehende bzw. über 
2.744 € für Paare wird der über diesem Einkommen liegende Betrag zu 100 % und 
damit voll auf den Grundrentenzuschlag angerechnet. Dann fällt die Grundrente 
komplett weg. Jeder zweite Rentner, der eigentlich einen Anspruch auf die 
Grundrente hat, erhält wegen seines zu hohen Einkommens überhaupt keinen 
Grundrentenzuschlag.  
 

6 Gesetzliche Grundlagen für den Grundrentenzuschlag 
 
6.1 Grundrentenzeiten nach § 76 Abs. 2 SGB VI 
                              
                               § 76g Abs. 2 SGB VI 
 
(2) Grundrentenzeiten sind Kalendermonate mit anrechenbaren Zeiten nach § 51 
Absatz 3a Satz 1 Nummer 1 bis 3; § 55 Absatz 2 gilt entsprechend. 
Grundrentenzeiten sind auch Kalendermonate mit Ersatzzeiten. Abweichend von 
Satz 1 sind Kalendermonate mit Pflichtbeitragszeiten oder Anrechnungszeiten wegen 
des Bezugs von Arbeitslosengeld keine Grundrentenzeiten. 

 
                            § 51 Abs. 3a Satz 1 Nummer 1 bis 3 SGB VI 
 
(3a) Auf die Wartezeit von 45 Jahren werden Kalendermonate angerechnet mit 
 
1. Pflichtbeiträgen für eine versicherte Beschäftigung oder Tätigkeit, 
2. Berücksichtigungszeiten, 
3. Zeiten des Bezugs von 
a) Entgeltersatzleistungen der Arbeitsförderung, 
b) Leistungen bei Krankheit und 
c) Übergangsgeld, 
 
soweit sie Pflichtbeitragszeiten oder Anrechnungszeiten sind; dabei werden Zeiten 
nach Buchstabe a in den letzten zwei Jahren vor Rentenbeginn nicht berücksichtigt, 
es sei denn, der Bezug von Entgeltersatzleistungen der Arbeitsförderung ist durch 
eine Insolvenz oder vollständige Geschäftsaufgabe des Arbeitgebers bedingt. 
 

                                 § 55 SGB VI 
 
(1) Beitragszeiten sind Zeiten, für die nach Bundesrecht Pflichtbeiträge 
(Pflichtbeitragszeiten) oder freiwillige Beiträge gezahlt worden sind. 
Pflichtbeitragszeiten sind auch Zeiten, für die Pflichtbeiträge nach besonderen 
Vorschriften als gezahlt gelten. Als Beitragszeiten gelten auch Zeiten, für die 
Entgeltpunkte gutgeschrieben worden sind, weil gleichzeitig Berücksichtigungszeiten 
wegen Kindererziehung oder Zeiten der Pflege eines pflegebedürftigen Kindes für 
mehrere Kinder vorliegen. 
 

https://www.buzer.de/51_SGB_VI.htm
https://www.buzer.de/51_SGB_VI.htm
https://www.buzer.de/55_SGB_VI.htm
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(2) Soweit ein Anspruch auf Rente eine bestimmte Anzahl an Pflichtbeiträgen für 
eine versicherte Beschäftigung oder Tätigkeit voraussetzt, zählen hierzu auch  
1. freiwillige Beiträge, die als Pflichtbeiträge gelten, oder 
2. Pflichtbeiträge, für die aus den in § 3 oder § 4 genannten Gründen Beiträge 
gezahlt worden sind oder als gezahlt gelten, oder 
3. Beiträge für Anrechnungszeiten, die ein Leistungsträger mitgetragen hat. 

 
6.2 Zusätzliche Entgeltpunkte nach § 76g Abs. 1, 4  und 5 SGB VI 
 
§ 76g Zuschlag an Entgeltpunkten für langjährige Versicherung 
 

(1) Ein Zuschlag an Entgeltpunkten wird ermittelt, wenn mindestens 33 Jahre mit 
Grundrentenzeiten vorhanden sind und sich aus den Kalendermonaten mit 
Grundrentenbewertungszeiten ein Durchschnittswert an Entgeltpunkten ergibt, 
der unter dem nach Absatz 4 maßgebenden Höchstwert liegt. 
 

(2) Grundrentenzeiten sind Kalendermonate mit anrechenbaren Zeiten nach § 51 
Absatz 3a Satz 1 Nummer 1 bis 3; § 55 Absatz 2 gilt entsprechend. 
Grundrentenzeiten sind auch Kalendermonate mit Ersatzzeiten. Abweichend 
von Satz 1 sind Kalendermonate mit Pflichtbeitragszeiten oder 
Anrechnungszeiten wegen des Bezugs von Arbeitslosengeld keine 
Grundrentenzeiten. 

 
(3) Grundrentenbewertungszeiten sind Kalendermonate mit Zeiten nach Absatz 2, 

wenn auf diese Zeiten Entgeltpunkte entfallen, die für den Kalendermonat 
mindestens 0,025 Entgeltpunkte betragen. Berücksichtigt werden für die 
Grundrentenbewertungszeiten auch Zuschläge an Entgeltpunkten nach den 
§§ 76e und 76f. 
 

(4) Der Zuschlag an Entgeltpunkten wird ermittelt aus dem Durchschnittswert an 
Entgeltpunkten aus allen Kalendermonaten mit Grundrentenbewertungszeiten 
und umfasst zunächst diesen Durchschnittswert. Übersteigt das Zweifache 
dieses Durchschnittswertes den jeweils maßgeblichen Höchstwert an 
Entgeltpunkten nach den Sätzen 3 bis 5, wird der Zuschlag aus dem 
Differenzbetrag zwischen dem jeweiligen Höchstwert und dem 
Durchschnittswert nach Satz 1 ermittelt. Der Höchstwert beträgt 0,0334 
Entgeltpunkte, wenn 33 Jahre mit Grundrentenzeiten vorliegen. Liegen mehr 
als 33, aber weniger als 35 Jahre mit Grundrentenzeiten vor, wird der 
Höchstwert nach Satz 3 je zusätzlichen Kalendermonat mit Grundrentenzeiten 
um 0,001389 Entgeltpunkte erhöht; das Ergebnis ist auf vier Dezimalstellen zu 
runden. Liegen mindestens 35 Jahre mit Grundrentenzeiten vor, beträgt der 
Höchstwert 0,0667 Entgeltpunkte. Zur Berechnung der Höhe des Zuschlags 
an Entgeltpunkten wird der nach den Sätzen 1 bis 5 ermittelte 
Entgeltpunktewert mit dem Faktor 0,875 und anschließend mit der Anzahl der 
Kalendermonate mit Grundrentenbewertungszeiten, höchstens jedoch mit 420 
Kalendermonaten, vervielfältigt. 
 

(5) Der Zuschlag an Entgeltpunkten wird den Kalendermonaten mit 
           Grundrentenbewertungszeiten zu gleichen Teilen zugeordnet. 
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Schlussbemerkungen 
 
 
Die Grundrente als Zuschlag auf die gesetzliche Rente von langjährigen 
Geringverdienern verbessert die finanzielle Situation der Betroffenen und ist ein 
Beitrag zur Linderung der Altersarmut. Die aus gesetzlicher Rente und 
Grundrentenzuschlag bestehende Gesamtrente darf aber nicht mit einer 
Mindestrente verwechselt werden, die es in Deutschland so gar nicht gibt.  
 
Wenn man die Beiträge zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung von den 
Brutto-Gesamtrenten abzieht, errechnen sich selbst bei durchschnittlich 0,75 
Entgeltpunkten nur Netto-Gesamtrenten von rund 1.028 € nach 35 und rund 1.306 € 
nach 45 Pflichtbeitragsjahren. Damit sind selbst besonders langjährige Versicherte 
mit einem Einkommen von 75 % des Durchschnittseinkommens über 45 
Pflichtbeitragsjahr noch armutsgefährdet, da das relative Existenzminimum für 
alleinstehende Rentner bei 1.445 € liegt. Bei nur 35 Pflichtbeitragsjahren liegt die 
Netto-Gesamtrente sogar unter dem absoluten Existenzminimum von 1.162 €.  
 
Diese missliche finanzielle Situation würde sich nicht allein dadurch ändern, dass 
man die Grundrente auch Rentnern mit weniger als 33 Jahre an Grundrentenzeiten 
zubilligen würde. Wichtiger wäre es, bei der Grundsicherung im Alter anzusetzen und 
auch dort die Grenze von mindestens 33 Jahren an Grundrentenzeiten komplett 
fallen zu lassen. In diesem Falle stünde allen Rentnern der Freibetrag von bis zu 
281,50 € zu, so dass sich ihr Grundsicherungsbetrag um diesen Betrag unmittelbar 
erhöhen würde. 
 
Das Grundrentengesetz sowie das Gesetz über die Grundsicherung im Alter nach 
SGB XII müssten also nicht grundsätzlich geändert werden. Es reicht, die 
Untergrenze von 33 Jahren für die Grundrentenzeiten in § 76 Abs. 1 SGB VI und § 
82a Abs. 1 SGB XII zu streichen. Sicherlich würden dadurch die Anzahl von 
Grundrentnern und Grundsicherungsbeziehern im Alter steigen und damit auch die 
Kosten des Bundes.  
 
Erkrath, 15.07.2026 
 
Werner Siepe 

 
 
 
 
 
 


